
POLITFORUM

962 ARS MEDICI 21 � 2016

Xundheit in Bärn

Erste Hilfe 
für Menschen mit letzter Hoffnung

www.msf.ch
PK 12-100-2

MOTION vom 16.6.2016

Der Bundesrat hatte bereits im
Rahmen der Stellungnahme zur
Motion Hess Lorenz 16.3193 Gele-
genheit, auf dasselbe Anliegen
einzugehen und Folgendes festzu-
halten: Die geltende Regelung
sieht vor, dass das Eidgenössi-
sche Departement des Innern
eine Liste der durch die obligatori-
sche Krankenpflegeversicherung
zu vergütenden Laboranalysen er-
lässt und dabei auch den Tarif
festsetzt. Wie für alle im Rahmen
der OKP vergüteten Leistungen
müssen die Laboranalysen die
Kriterien der Wirksamkeit, Zweck-
mässigkeit und Wirtschaftlichkeit
erfüllen, und es gelten dieselben
Bedingungen wie für alle anderen
Tarife, nämlich die Übereinstim-
mung mit Gesetz, Wirtschaftlich-
keit und Billigkeit. Grundlage für
die Bewertung des Tarifs einer
Analyse bilden deren Gestehungs-
kosten. Der Tarif jeder Analyse
 berücksichtigt Personalaufwand
und Materialkosten der verschie-
denen Teilprozesse bei effizienter
Erbringung in der notwendigen
Qualität. Der Prozess zur Anpas-
sung der Analysenliste dauert in
der Regel 9 bis 12 Monate.

Der Tarif kommt einzig bei ambu-
lanter Behandlung zur Anwen-
dung. Bei stationärer Behandlung
sind die Analysenleistungen grund-
sätzlich in der Pauschale inbegrif-
fen. Es gibt vier Kategorien von
 Laboratorien mit teilweise unter-
schiedlichen Kostenstrukturen:
ärztliches Praxislabor, Offizin des
Apothekers oder der Apothekerin,
Spitallabor und Privatlabor. Ver-
traglich können die Versicherer
mit den Leistungserbringern be-
reits heute tiefere Ansätze  ver -
einbaren, gelten doch die Tarif an-
sätze der Analysenliste wie auch
die Preise der Arzneimittel als
Höchstansätze für die Verrech-
nung der Leistungen. Dem Bun-
desrat sind keine entsprechenden
Regelungen bekannt. Die Analy-
senliste wurde im Jahr 2009 total-
revidiert. Das damalige Revisions-
projekt bestand aus zwei Teilen:
einerseits die Neutarifierung der
Analysen nach betriebswirtschaft-
lichen Grundsätzen, andererseits
der Aufbau einer pflegbaren, auto-
matisierbaren Datenbank, was zu
einer Qualitäts- und Effizienzstei-
gerung führen sollte. Einzig der
zweite Aspekt ist noch nicht in ge-

wünschtem Ausmass erreicht und
wird im Rahmen eines BAG-Pro-
jektes nochmals aufgenommen.
Auch im Fall einer Tariffreigabe
wäre es die Aufgabe des Bundes,
die Analysen auf ihre Wirksamkeit,
Zweckmässigkeit und Wirtschaft-
lichkeit zu prüfen und in einer
 Positivliste festzulegen, welche
Analysen von der OKP zu vergüten
sind. Für die vertragliche Festle-
gung von Tarifen müssten durch
die Versicherer respektive die bei-
den Versichererverbände mit einer
Vielzahl von Leistungserbringern
Verhandlungen geführt werden.
Angesichts der Vielzahl sehr un-
terschiedlicher Leistungserbrin-
ger im Laborbereich und auch
mehrerer Verhandlungspartner
seitens Versicherer ist es fraglich,
ob durch diese Kompetenzver-
schiebung ein einheitlicher Tarif
nach KVG zustande kommt und ob
Anpassungen schneller möglich
sind, als dies heute der Fall ist.
Schwierigkeiten in Tarifpartner-
schaften tauchten in der Vergan-
genheit mehrfach auf wie bei-
spielsweise beim Tarmed oder bei
der Physiotherapie. Insbesondere
die Tarmed-Tarifstruktur ist seit
Jahren revisionsbedürftig, die Ta-
rifpartner haben aber bis heute
keinen Konsens gefunden. Im Pro-

zess der Festlegung des Tarifes in
der Analysenliste sind die ver-
schiedenen Interessenverbände
bereits in der beratenden  Eid -
genössischen Kommission für
Analysen, Mittel und Gegenstände
einbezogen und gemeinsam an
der Beratung beteiligt. Der Pro-
zess kann daher weder als rechts-
staatlich fragwürdig noch als in-
transparent für die interessierten
Kreise bezeichnet werden. Viel-
mehr werden sie nicht nur bei der
Vorbereitung der Tariffestsetzung
einbezogen, sie können auch je-
derzeit einen Antrag auf Anpas-
sung der Analysenliste stellen und
haben die Möglichkeit, im oben
beschriebenen Rahmen selbst
 Tarifverträge zu schliessen. Aus
diesen Gründen beantragt der
Bundesrat, dass die bisherige
schlanke Regelung für die Tarif-
festsetzung der Laboranalysen
beibehalten wird.

Der Bundesrat beantragt die Ab-
lehnung der Motion.

Die Stellungnahme des Bunderats vom 31.8.2016 hierzu:

Innovationshemmende und rechtsstaatlich
fragwürdige Tarife verändern – Einführung
der Vertragsfreiheit bei Labortarifen
Die Motion von Alex Kuprecht haben wir in ARS MEDICI 16/16 vorgestellt.

Alex Kuprecht

Nationalrat SVP
Kanton Schwyz

Der Bundesrat wird beauftragt, Artikel 52 des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG) so zu ändern, dass die Tarife von Analysen

durch medizinische Labors künftig - analog Tarmed und DRG - durch die Tarifpartner verhandelt werden. Ein Vertragszwang im Laborbereich

ist aufzuheben.
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Im Lichte eines Bundesgerichts-
urteils vom 14. Dezember 2015
musste das Bundesamt für Ge-
sundheit (BAG) den laufenden
Prozess zur Überprüfung der
 Medikamentenpreise abbrechen
und für 2016 aussetzen. Nun ist
das BAG daran, eine neue Verord-
nungsregelung zu erarbeiten, mit
dem Ziel, die Preisüberprüfungen
im Jahr 2017 wieder aufzunehmen.
In diesem Zusammenhang bitte
ich den Bundesrat, folgende Fra-
gen zu beantworten:
1. Ist er darüber informiert, dass
sich die Arzneimittelkosten im
hochpreisigen Segment massiv
nach oben bewegen, während sie

im tiefpreisigen Segment (Grund -
versorgung) rückläufig sind?

2.Falls ja: Welche Schlussfolge-
rungen sind daraus gezogen
worden?

3.Falls ja: Wurden Überlegungen
angestellt, wie man diesen er-
heblichen Unterschieden durch
Differenzierungen bei der ge-
planten Revision der dreijährli-
chen Preisüberprüfung Rech-
nung trägt?

4.Wurde bei der geplanten Revi-
sion der dreijährlichen Preis-
überprüfung berücksichtigt, dass
ein übermässiger Preisdruck auf
preisgünstige Arzneimittel die
Versorgungssicherheit vermehrt
gefährdet? Falls ja, wie?

5.Wie sehen Inhalt und zeitlicher
Fahrplan betreffend Einführung
dieser Revision aus? Welche Ak-
teure und Verbände wurden ak tiv
in deren Erarbeitung involviert?

6.Zieht er in Erwägung, den Pro-
zess zur periodischen Überprü-

fung der Medikamentenpreise
zwischen hochpreisigen und
tiefpreisigen Medikamenten zu
differenzieren?

7.Kann er sich vorstellen, gewisse
Medikamentensegmente ganz
von der Preisüberprüfung aus-
zunehmen?

Begründung
Gemäss vorliegenden Zahlen sind
die Medikamentenkosten zulasten
der obligatorischen Krankenpflege-
versicherung (OKP) zwischen 2013
und 2015 um rund 230 Millionen
Franken gestiegen. Bei den sehr
hochpreisigen Medikamenten mit
Packungskosten über 1000 Fran-
ken sind die Kosten um rund 230
Millionen Franken (über 50%) und
im Segment von 100 bis 1000 Fran-
ken pro Packung um 70 Millionen
Franken (rund 8%) gewachsen.
Dem gegenüber sind die Kosten im
gleichen Zeitraum in den Preis-
gruppen unter 100 Franken pro

 Packung um 70 Millionen Franken
gesunken. Gemessen an der An zahl
verkaufter Packungen machten im
Jahr 2015 die Preisgruppen über
100 Franken pro Packung nur 4,3
Prozent der Gesamtmenge aus,
verursachten aber 49 Prozent der
Gesamtkosten. Die Kostenentwick-
lung wurde demnach von den hoch-
preisigen Medikamenten nach oben
beeinflusst. Gleichzeitig wirkte die
niedrigpreisige Gruppe kostendämp-
 fend. Der Trend wird sich fortsetzen.
Der Kostenanstieg bei hochpreisi-
gen Medikamenten kann nicht durch
weitere Kürzungen in unteren Preis-
gruppen kompensiert werden, weil
dort das Sparpotenzial weitgehend
ausgeschöpft ist. Weitere Preissen-
kungen in diesem Segment würden
zum Ausscheiden von Wettbewer-
bern und zur Gefährdung der Grund-
versorgung führen. Deshalb ist die
Einführung eines differenzierten
Preisbildungssystems angezeigt.

Roland Eberle

Ständerat SVP
Kanton Thurgau

INTERPELLATION vom 14.6.2016

Überprüfung der Medikamentenpreise – wird die gegenläufige
Kostenentwicklung berücksichtigt?

1.–3. Der Bundesrat ist sich be-
wusst, dass die Arzneimittelkosten
in einigen Segmenten stärker an-
gestiegen sind als in anderen. Ein
Ziel im Rahmen seiner gesund-
heitspolitischen Strategie Gesund-
heit 2020 ist es denn auch, das Kos-
tenwachstum im Medikamenten-
bereich und insbesondere bei den
patentgeschützten Originalpräpa-
raten zu stabilisieren, ohne dabei
die Forschung zu behindern und
den Standort Schweiz zu schwä-
chen. Massnahmen wie die drei-
jährliche Überprüfung der Aufnah-
mebedingungen sollen dazu führen,
dass bei bestehenden Therapien
Kosteneinsparungen erreicht wer-
den, damit neue innovative Arznei-
mittel ebenfalls vergütet werden
können, ohne dass die obligatori-
sche Krankenpflegeversicherung
zu stark belastet wird.
Der Bundesrat hat am 24. Februar
2016 entschieden, dass aufgrund
des Bundesgerichtsurteils vom
14. Dezember 2015 die für die Über-
 prüfung der Aufnahmebedingun-
gen massgeblichen Verordnungs-
bestimmungen an die höchstrich-

terliche Rechtsprechung anzupas-
sen sind. Das Bundesgericht kam
zum Schluss, dass das Bundesge-
setz über die Krankenversicherung
vorgebe, dass die Kriterien der
Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und
Wirtschaftlichkeit für sämtliche Arz-
 neimittel der Spezialitätenliste im
Rahmen jeder Überprüfung glei-
chermassen geprüft werden müs-
sen. Es besteht keine rechtliche
Grundlage, um einzelne  Arznei -
mittelsegmente unterschiedlich zu
behandeln.
4. Im Bericht «Sicherheit in der
Medikamentenversorgung» in Er-
füllung des Postulates Heim vom
20. Januar 2016 zeigt der Bundes-
rat auf, wo die Ursachen und Pro-
blemfelder liegen und wie der Bund
die Kantone in dieser Angelegen-
heit unterstützen kann. Der Bun-
desrat kommt zum Schluss, dass
die Verfügbarkeit von Arzneimitteln
in der Schweiz insgesamt gut und
sicher ist und dass die aktuelle
 Lage der Versorgung mit Arznei-
mitteln keine dringlichen Interven-
tionen durch den Bund erfordert.
Dennoch kann es in der komplexen

Versorgungskette zu Lücken und
Engpässen kommen. Betroffen sind
vor allem Krebsmedikamente,
Nischen  produkte sowie Impfstoffe.
Eines von vier im Bericht darge-
stellten möglichen  Handlungs -
 feldern zur Sicherung der Medika-
mentenversorgung ist die Preis-
bildung und Vergütung von Arznei-
mitteln. Ist ein Arzneimittel von
grosser medizinischer Bedeutung,
kann das BAG bereits heute aus-
nahmsweise ein zugelassenes Arz-
neimittel von Amtes wegen in die
SL aufnehmen, ausnahmsweise
eine Preiserhöhung gewähren oder
auf eine Preissenkung im Rahmen
einer Überprüfung der SL verzich-
ten. In der aktuell geplanten Revi-
sion sind keine weiteren Massnah-
men zur Sicherung der Medika-
mentenversorgung vorgesehen.
5. Der Bundesrat hat die Vorlage
am 6. Juli 2016 in die Vernehmlas-
sung gegeben. Sämtliche Akteure
und interessierten Kreise haben
nun die Möglichkeit, zu den vorge-
sehenen Anpassungen der Verord-
nungsbestimmungen Stellung zu
nehmen.
Auch künftig sollen alle Arzneimit-
tel der SL alle drei Jahre überprüft

werden. Die Überprüfung soll 2017
wieder aufgenommen werden. Da -
bei sollen neu auch die Kriterien
der Wirksamkeit und Zweckmäs-
sigkeit neben der Wirtschaftlich-
keit geprüft werden. Im Rahmen
der Wirtschaftlichkeit sollen so-
wohl ein Auslandpreisvergleich als
neu auch systematisch ein Ver-
gleich mit anderen Arzneimitteln,
die zur Behandlung derselben
Krankheit eingesetzt werden (so-
genannter therapeutischer Quer-
vergleich), berücksichtigt werden.
6./7. Es besteht, wie bereits er-
wähnt, mit den heutigen rechtli-
chen Grundlagen keine Möglich-
keit für den Bundesrat, einzelne
Arzneimittelgruppen unterschied-
lich zu behandeln. Alle Arzneimit-
tel, die in der SL mit einem durch
die OKP zu vergütenden Preis auf-
geführt sind, müssen die Kriterien
der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit
und Wirtschaftlichkeit erfüllen. Der
Bundesrat ist bereit zu prüfen, wel-
che rechtlichen Grundlagen ange-
passt werden müssten, um eine
nach Preisen differenzierte Be-
handlung von Arzneimitteln zu er-
möglichen.

Stellungnahme des Bundesrats vom 31.8.2016


